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    Vorwort


    In jüngster Zeit ist die Frage nach der politischen Rolle der Europäischen Union in der Welt immer wieder diskutiert worden. Insbesondere mit kritischem Blick auf die Vereinigten Staaten von Amerika wurde der Europäischen Union von einigen Intellektuellen die Chance zugesprochen, zum Baustein und zugleich zum Modell einer neuen Weltordnung zu werden. Vor allem die Philosophen Jürgen Habermas und Jacques Derrida haben von einer "Wiedergeburt Europas" geschwärmt und die Ansicht vertreten, daß die Europäer die besseren Ansätze für die politische Weiterentwicklung der Welt und die Lösung der globalen Probleme hätten. Von daher sei es folgerichtig, wenn die Europäische Union als starker Akteur auftrete, der die Neustrukturierung der Weltordnung im 21. Jahrhundert entscheidend mitbestimmt. Diese Auffassung bezieht ihre Energie aus dem Selbstverständnis, der Europäischen Union eine höhere Stufe der Zivilisation zuzubilligen, nämlich die soziale Wohlfahrt der Bürger zu betonen, die kriegerische Vergangenheit überwunden zu haben und die ersten Schritte zum "postnationalen" Regieren gegangen zu sein. Die Verleihung des Friedensnobelpreises für die Europäische Union durch das norwegische Nobelpreiskomitee im Dezember 2012 hat diese Auffassung noch unterstrichen.


    Nicht selten finden wir auch in den Aussagen mancher europäischer Politiker und einiger Vertreter der Wissenschaft eine Sichtweise Europas, die sich der Vision von Habermas und Derrida annähert und die Idee entwickelt, die Europäische Union müsse und könne eine in jeder Hinsicht handlungsfähige "Gegenmacht" zu den Vereinigten Staaten von Amerika und anderen großen Mächten unserer Welt sein. Vergegenwärtigt man sich das tatsächliche Bild der Weltordnung und die reale Situation Europas, dann stellt sich aber wohl eher die Frage, ob die Vorstellung von einer herausragenden und prägenden Rolle der Europäischen Union eine Selbsttäuschung ist.


    Schon die gegenwärtige Staatsschuldenkrise, die gravierenden Wirtschaftsprobleme und die hohe Arbeitslosigkeit in Europa legen eine eher vorsichtige und weniger optimistische Beurteilung der Macht dieses Staatenverbundes nahe. Erst recht stellen die langfristig wirkenden Herausforderungen, wie z.B. die negativen demographischen Trends, die fehlende Bereitschaft zur Entwicklung von Machtressourcen, die wachsende Abhängigkeit von auswärtigen Energielieferungen, das Festhalten an längst überholten Ideologien und der mangelnde Wille zur Verteidigung der eigenen Werte die Europäische Union vor schwierige Probleme.


    Angesichts der raschen und tiefgreifenden Veränderungen im internationalen System, in dem immer wieder neue Phänomene auftreten, muß die Europäische Union sicherlich Antworten auf die vielfältigen Herausforderungen geben. Wie die Europäer diese Aufgabe bisher erfüllt haben und künftig wahrnehmen wollen, ist vor dem Hintergrund der täglichen Erfahrung und der Perspektiven der internationalen Politik äußerst umstritten. Alle Indikationen deuten darauf hin, daß die Europäer nicht in der Lage sein werden, angemessene Antworten auf die entscheidenden Herausforderungen der Gegenwart und der überschaubaren Zukunft zu finden. Mit Blick auf die Gegebenheiten im internationalen System in der vor uns liegenden Epoche sind die Aussichten Europas auf eine weltpolitisch prägende Rolle eher düster.


    In dem vorliegenden Buch gilt es daher, die Machtposition und politische Rolle der seit dem 1. Juli 2013 mit der Aufnahme Kroatiens 28 Länder umfassenden Europäischen Union im Weltstaatensystem aus einer realistischen Perspektive zu analysieren und die Weiterentwicklung Europas im Vergleich zu anderen global agierenden großen Mächten zu beurteilen.


    Walter Schilling


    August 2014


    Die Krise Europas


    Europa bietet gegenwärtig ein Bild der Zerrissenheit und der Orientierungslosigkeit. Der im Laufe der vergangenen fünf Jahrzehnte entwickelte "Staatenverbund sui generis", den wir Europäische Union nennen, befindet sich in einer tiefen Krise. Dabei ist besonders bemerkenswert, daß sich die Europäer selbst über den Charakter dieser Krise heftig streiten – ein Umstand, der die Überwindung der schwierigen Situation unseres Staatenverbundes erheblich behindert. So überrascht es nicht, daß sogar mit Blick auf die unmittelbar vor uns liegende Zukunft – etwa bis zum Jahre 2016 – Unsicherheit und Zweifel bei den Regierungen vorherrschen und die ohnehin schon ausgeprägte Entfremdung der Bürger von Europa zunimmt. Erst recht aber denken wir mit Sorge an die Europäische Union, wenn wir die mittelfristige Perspektive dieses Staatenverbundes – etwa bis zum Jahre 2030 – in den Blick nehmen.


    Finanzmarkt- und Bankenkrise


    Wer die Berichterstattung in den Medien, die Aussagen der Politiker und die Beiträge mancher Intellektuellen verfolgt, wird häufig mit der Behauptung konfrontiert, daß die derzeitige Krise Europas vor allem eine Finanzmarkt- und Bankenkrise ist. Doch wird damit der Charakter der Krise nur unvollständig beschrieben. In dieser Kennzeichnung spiegelt sich zum einen das alte Denken in der Begriffswelt linker Systemkritik wider. Zum anderen zeugt diese von vielen Journalisten, Politikern und Intellektuellen angebotene recht simple und zumeist mit Empörung begleitete Beschreibung der Krise davon, daß deren Vertreter große Probleme mit der Wahrnehmung der Wirklichkeit haben. Wenn selbst konservative europäische Politiker nach Schuldigen für die Krise suchen und im Stile der linksextremen Kapitalismuskritiker behaupten, die Rating-Agenturen in den USA handelten bei der Herabstufung der Kreditwürdigkeit europäischer Staaten und Banken im Interesse des "anglo-amerikanischen Finanzkapitals", so geht dies nicht nur weit an der Sache vorbei. In dieser charakteristischen Formulierung schwingt auch ein antisemitischer Unterton mit, der darauf hindeuten soll, daß man genau weiß, wer etwa an den Börsen in New York und London das Sagen hat.


    Wenn es darum geht, "die Banker" an den Pranger zu stellen und jenen Politikern ein Forum zu bieten, die das in Europa vorherrschende kapitalistische Wirtschaftssystem für grundfalsch halten, stehen die elektronischen Medien in der vordersten Reihe. Die meisten Moderatoren lassen nichts unversucht, die tatsächlichen Hintergründe der Krise zu verschleiern. Man gibt vor allem solchen Politikern und Intellektuellen Raum, die in demagogischer Manier das freiheitliche System und die marktwirtschaftliche Ordnung auseinanderzudividieren suchen, "den Kapitalismus in die Mülltonne der Geschichte" werfen wollen und den"Systemwechsel zum Sozialismus für dringend erforderlich" halten. In zahlreichen Interviews und Talkshows wird dem Publikum suggeriert, "wie furchtbar" die Politiker sind, die sich angesichts der Krise immer noch zur Freiheit und zur kapitalistisch geordneten Wirtschaft bekennen.


    Bedauerlicherweise glauben die ökonomisch ungebildeten Bevölkerungen in den europäischen Ländern zunehmend jenen politischen Kräften, die sich die Probleme der Wirtschaft und Gesellschaft vor allem mit Verschwörungen erklären. Die Schuld für die Finanzmarkt- und Bankenprobleme, sowie für die Krise Europas den "gierigen Bankern" und den am marktwirtschaftlichen System festhaltenden Politikern zuzuweisen, klingt ja auch so schön einfach. Und es hilft auch nicht weiter, wenn führende Repräsentanten der europäischen Staaten und bedeutender gesellschaftlicher Organisationen, wie z.B. der Kirchen oder der Gewerkschaften, in zahllosen Reden die Maßlosigkeit der Banken geißeln, aber zum Versagen der Regierungen und deren gravierender Schuldenmacherei kaum kritische Worte finden. Wer mit seinen Anmerkungen zu den schwierigen Fragen der Wirtschaft veraltete Ideologien und das in Europa latent vorhandene romantische Weltverbesserertum bedient, richtet vielmehr zusätzlichen Schaden an.


    Anstatt die tatsächlichen Hintergründe der auch ganz Europa erfassenden globalen Finanzmarkt- und Bankenkrise sachlich korrekt zu beschreiben, wird von zahlreichen Politikern und Repräsentanten der Medien davon abgelenkt, daß ein wesentlicher Teil der Probleme nicht von der Wall Street in New York ihren Ausgang nahm, sondern aus dem Weißen Haus in Washington. Verantwortlich für die Auslösung der Krise war die Politik von U.S.-Präsident Bill Clinton. Seine politische Absicht war es, für deutlich mehr Wohneigentum unter der armen Bevölkerung, vor allem unter Farbigen und Hispanics, zu sorgen. Vermehrtes Wohneigentum sollte größeren Gemeinschaftssinn, einen Rückgang der Kriminalität und bessere Schulleistungen herbeiführen. Doch stand dieser an sich lobenswerten Intention – aus Clintons Sicht – die auf alter Erfahrung geübte Vergabepraxis der Banken für Kredite entgegen. So "altmodische" Bedingungen wie Sicherheiten und regelmäßige Rückzahlungen galt es daher zu beseitigen. Das U.S.-Bauministerium begann 1993 (!) im gesamten Land ein Netz von Agenturen für Chancengleichheit und gerechtes Wohnen einzurichten, von denen aus Anwälte die Hypothekenbanken massiv angriffen, indem sie jeden Verdacht einer Diskriminierung zur Anklage brachten.


    Die Hypothekenbanken in den USA, die etwa drei Viertel dieser sogenannten "Subprime-Darlehen" gewährten, gaben angesichts der Vielzahl der Verfahren ziemlich rasch ihre an ökonomischen Kriterien orientierte Kreditpolitik auf. Darlehensverträge mit nur dreiprozentiger Einlagensicherheit wurden immer häufiger abgeschlossen und schließlich ganz auf solche Anforderungen verzichtet. Um langwierige und den Ruf schädigende Prozesse zu vermeiden, überboten sich die Hypothekenbanken darin, Kredite an Millionen von Haushalten zu vergeben, von denen man eine Rückzahlung der Geldmittel nach aller Erfahrung nicht erwarten durfte.


    Die Nationalbanken, die etwa ein Viertel der "Subprime-Darlehen" zur Verfügung stellten, wurden von der Clinton-Administration in anderer Weise genötigt, ihre normale Vergabepraxis für Kredite aufzugeben. Durch eine Modifizierung des "Community Reinvestment Act" wurden die Nationalbanken nunmehr danach bewertet, wieviele Kredite sie in Stadtteilen mit relativ armer Bevölkerung gewährten. Ein hohes "Rating" in diesem Bereich war für eine Bank bedeutsam, wenn sie eine Genehmigung der zuständigen Behörden für die eigene Erweiterung, für Zusammenschlüsse mit anderen Banken oder für die Eröffnung einer neuen Filiale erhalten wollte. Ein schlechtes Rating konnte dagegen für eine Bank schlimme Folgen haben. Und so nahm das marktwidrige Verhalten der Banken seinen Lauf und produzierte eine gewaltige Immobilienblase, die ohne den Eingriff der Politik nicht entstanden wäre.


    Der politisch motivierte Mißbrauch bedeutender Institutionen und die Verzerrung der Marktmechanismen durch die Clinton-Administration führte dazu, daß schon bald nach Ende der Amtszeit Clintons der Großteil der "Subprime-Darlehen" dazu diente, ältere Kredite zu refinanzieren und jene Verträge zu ersetzen, die bereits sechs oder acht Jahre zuvor abgeschlossen worden waren. Um die politisch gewollte Marktverzerrung zu verdecken, hatte die Clinton-Administration die beiden halbstaatlichen Immobilien-Finanzierer "Freddie Mac" und "Fannie Mae" angewiesen, die gewährten Darlehen zu kaufen und verbrieft in ihren Bestand zu nehmen. Die Banken nahmen die Chance gern an, die Darlehen in Wertpapiere umzuwandeln, auf diese Weise das Haftungsrisiko aus ihren Bilanzen zu entfernen und ihre Geschäftstätigkeit immer weiter auszudehnen. Man handelte mit Krediten, als wären es Autos oder Fernseher. In zunehmendem Maße wurden solche Wertpapiere an andere Geldinstitute im In- und Ausland veräußert. Vor allem in Großbritannien, in Irland, in Frankreich, in der Schweiz und in Deutschland stiegen zahlreiche Banken – auch die meisten (staatlichen) Landesbanken – in das vermeintlich gute Geschäft ein. Der Handel mit den Hypothekenanleihen versprach eine gute Rendite – aber eben nur so lange, wie der Buchwert der Immobilien noch zunahm. Doch selbst die Fachleute in zahlreichen Banken und in den Finanzministerien haben das Risiko unterschätzt oder verdrängt.


    Die marktwidrige und naive Vorstellung der U.S.-Politik von einer Gesellschaft der Hausbesitzer fand ein abruptes Ende, als die künstlich in die Höhe getriebenen Preise für Immobilien begannen, auf breiter Front einzubrechen. Wer sein Darlehen nicht mehr zurückzahlen konnte, übergab der Bank die Schlüssel seines Hauses und war damit schuldenfrei. Da dies viele Menschen betraf, wurde eine gewaltige Abwärtsspirale ausgelöst. Der Wert der verbrieften Kredite, von denen fast jede größere Bank auf der Welt Milliardenpakete hielt, verfiel in geradezu dramatischer Weise. Und so gerieten die in diesem Bereich besonders engagierten Banken bald in eine derartige Schieflage, daß sie vom Staat vor dem Zusammenbruch gerettet werden mußten. Zwar sind die gewaltigen Erschütterungen, die nach der spektakulären Pleite der amerikanischen Investment-Bank "Lehman Brothers" im Herbst 2008 den Weltfinanzmarkt heimsuchten, kein Beleg für die prinzipielle Untauglichkeit des marktwirtschaftlichen Systems. Schließlich wurden die Turbulenzen durch einen klaren Verstoß der amerikanischen Regierung (Bill Clinton) gegen die Prinzipien der Ordnungspolitik verursacht und durch die Fehleinschätzungen zahlreicher Bankmanager im Hinblick auf die Folgen ihres Handelns sowie durch die mangelnde Bankenaufsicht in vielen Ländern verschärft.


    In der Tat ist die Finanzmarkt- und Bankenkrise auch eingetreten, weil zahlreiche Banken und Finanzakteure der westlichen Industrieländer absurd hohe Risiken eingehen konnten. Sie haben durch ihr Handeln nicht nur ihre eigene Existenz, sondern sogar das Finanzgefüge einzelner Volkswirtschaften aufs Spiel gesetzt. Doch zumindest die Regierungen der europäischen Länder hätten die Chance gehabt, mit Hilfe einer aufmerksamen Bankenaufsicht die katastrophalen Entwicklungen zu verhindern. Nur unvollkommen hat man dies in den Staaten der Europäischen Union nachgeholt. Und in einigen europäischen Ländern, wie z.B. in Spanien, können wir seit dem Jahre 2008 eine hausgemachte Finanzmarkt- und Bankenkrise beobachten, die bis heute nachwirkt. Zu leichtfertig gewährte Hypothekendarlehen und der Zusammenbruch des Immobilienmarktes haben zahlreiche Banken Spaniens in große Schwierigkeiten gebracht, so daß sie auf die Hilfe des Staates zurückgreifen müssen, um eine Insolvenz abzuwenden.


    Man kann also keineswegs den Schluß ziehen, daß ausschließlich Amerika für die europäische Bankenkrise verantwortlich ist. Gewiß haben konkrete Fehlentwicklungen in den USA die Instabilität in den Finanzmärkten der Welt ausgelöst und zu einem beträchtlichen Teil auch die größeren europäischen Banken in Mitleidenschaft gezogen. Doch wäre die Krise in Europa vermeidbar gewesen, wenn es die risikoreichen Finanztransaktionen, die exzessive Kreditvergabe in manchen Staaten sowie die mangelnde Transparenz nicht gegeben hätte und die Regierungen besser auf die Folgen vorbereitet gewesen wären. Es kam noch hinzu, daß die europäische Wirtschaft im Vergleich zur amerikanischen Wirtschaft deutlich schwächer und verwundbarer war. Zudem glaubten viele Europäer zu lange daran, daß die negativen Folgen der Fehlentwicklungen in Amerika in Europa nicht denkbar wären und in dieser krassen Form nicht auftreten würden.


    Eine Wiederholung der Finanzmarkt- und Bankenkrise zu vermeiden, gehört folgerichtig zu den wichtigsten Aufgaben der europäischen Regierungen. Ob die Einführung der am 9. Oktober 2012 von elf Staaten der Europäischen Union (Frankreich, Deutschland, Italien, Spanien, Estland, Slowakei, Österreich, Belgien, Portugal, Griechenland und Slowenien) beschlossenen Finanztransaktionssteuer eine zielführende Maßnahme sein kann, steht jedoch dahin. Eine EU-weite Einführung ist dank des Widerstandes Großbritanniens, Schwedens, der Niederlande und Luxemburgs nicht denkbar. Diese steuerpolitische Maßnahme bringt also einen weiteren spaltenden Mechanismus mit sich. Und die in eine derartige Steuer gesetzten Erwartungen dürften wohl kaum erfüllt werden. Zum einen wird diese spezielle Steuer den Finanzbehörden keineswegs die erhofften Einnahmen bescheren. Der von der EU-Kommission bei der offiziellen Verkündung der Gesetzesvorlage für diese Steuer am 14. Februar 2013 in Brüssel kalkulierte Betrag von jährlich ca. 34 Milliarden Euro dürfte wohl nicht zusammenkommen. Und der am 6. Mai 2014 in Brüssel von den verbleibenden zehn Staaten (Slowenien scherte aus) erreichte Minimalkompromiß wird die ab 2016 erhofften Wirkungen verfehlen. Zum anderen wird die Steuerlast größtenteils bei den Bankkunden landen, nicht bei den Banken selbst. Die historischen Erfahrungen mit solchen Maßnahmen weniger Länder sind eher negativ. In den meisten Fällen führte eine solche Steuer zu Kapitalflucht in andere Märkte oder in Anlageformen, die nicht der Steuer unterliegen. Die Banken werden Konstrukte finden, die ihren Kunden entgegenkommen, aber nicht unter die neue Steuer fallen. Die Investoren werden zudem an jene Finanzplätze (z.B. London) abwandern, die diese Steuer nicht erheben, oder ihre Geschäfte über Schattenbanken abwickeln, die sich der staatlichen Kontrolle entziehen. Damit könnten künftige Krisen sogar noch wahrscheinlicher werden, anstatt sie zu unterbinden.


    Staatsschuldenkrise


    Die zweite bedeutsame Krise, die Europa seit einigen Jahren erfaßt hat und große Gefahren in sich birgt, wird zu Recht als Staatsschuldenkrise bezeichnet. Für diese Krise der europäischen Länder sind nicht der "Neoliberalismus" oder der "entfesselte Kapitalismus", nicht die Finanzmärkte, die Banken, die Hedgefonds oder die Spekulanten verantwortlich. Sie ist im wesentlichen von jenen politischen Akteuren verursacht worden, die das Ausmaß der Krise beklagen und nun ihre Ratlosigkeit zeigen. Sie tun so, als handelten die im Fokus der Kritik stehenden Finanzmanager und Banken in aller Welt voraussetzungslos, gleichsam in einem politikfreien Raum. Unterschlagen wird dabei, daß die politischen Akteure, vor allem Regierungen und Parteien in vielen Staaten Europas, über viele Jahre hinweg gigantische Schulden angehäuft haben und in der Finanzwelt nunmehr die Frage gestellt wird, ob diese Schulden überhaupt noch zurückgezahlt werden können. Die politischen Akteure und die Medien in Europa suggerierten den Bürgern, man könne immer mehr staatliche Leistungen bieten, ohne die finanziellen Einnahmen der Staaten zu berücksichtigen.


    Es sollte vor dem Hintergrund der offenkundigen Probleme zahlreicher Regierungen in den europäischen Ländern nicht verwundern, daß selbst die geduldigsten Gläubiger begründete Zweifel an der künftigen Zahlungsfähigkeit ihrer Schuldner bekamen. Dabei waren es nicht die so häufig verteufelten Finanzmärkte oder die Rating-Agenturen, die jene enormen finanziellen Schwierigkeiten herbeigeführt haben, vor denen insbesondere die zur Euro-Zone gehörenden Länder in Europa heute stehen. Die Finanzmärkte und die Rating-Agenturen sind lediglich die Übermittler der gewiß recht unangenehmen Botschaft, daß die politischen Akteure in den europäischen Ländern nicht länger ihrer eigenen Verantwortung für die gefährliche Krise ausweichen können. Die Politiker waren es schließlich, die vor allem unter Hinweis auf "sozialstaatliche Erfordernisse" und "wirtschaftspolitische Notwendigkeiten" über Jahrzehnte hinweg erheblich mehr Geld ausgegeben haben, als eingenommen wurde. Und wer sich auf diesem Feld besonders großzügig verhielt, konnte auf den beständigen Zuspruch der Wähler hoffen. Mehrheiten ließen sich dadurch gewinnen, daß man kostenträchtige Wohltaten oder neue Zuwendungen in Aussicht stellte. Ob dies mit Blick auf das Gemeinwesen sinnvoll war, wurde nicht diskutiert. Über die Frage, was von einer Demokratie am Ende bleibt, wenn sie ihre finanziellen Möglichkeiten beständig überzieht, machten sich die Politiker keine Gedanken. Die Rating-Agenturen in ihrer Funktion als Schuldenwächter "an die Kette zu legen" und mit einschneidenden Regulierungen zu bedenken, wie dies vom Europäischen Parlament im Januar 2013 beschlossen wurde, trägt in keiner Weise zur Lösung des Problems bei. Solche Entscheidungen stärken nur die Position jener Politiker in Europa, die keine ehrliche Debatte über die Staatsschuldenkrise führen wollen.


    Auch die Wissenschaft und die Medien haben sich der eklatanten Strukturschwäche der europäischen Demokratien noch nicht ausreichend zugewandt. So überrascht es nicht, daß es in den EU-Staaten bis heute dabei blieb, mit kurzfristigen Versprechungen um Wähler zu werben, die Kosten durch Staatsverschuldung zu decken und damit künftigen Generationen aufzuerlegen. Die enorme Überdehnung des Haushalts trat vor allem in Griechenland auf. Hier wurden nicht nur mehr als eine Million Staatsangestellte beschäftigt, die bereits im Alter von 50 bis 53 Jahren in Pension gehen konnten und hohe Zuwendungen erhielten. Es wurden über Jahrzehnte hinweg auch andere staatliche Wohltaten gewährt, die sich Griechenland eigentlich nicht leisten konnte. Ein funktionierendes Steuersystem, das auch die wohlhabenden Griechen angemessen belastet und die Einnahmen des Staates gesichert hätte, gab es nicht. Und als die prekären Fakten nach und nach bekannt wurden, fürchteten sich die Griechen wie auch ihre europäischen Partnerländer, angesichts der schwer kalkulierbaren Konsequenzen eines Austritts aus der Euro-Zone die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen. Man zögerte und schritt von Kompromiß zu Kompromiß, ohne einen nachhaltigen Erfolg verbuchen zu können.


    Nach Griechenland folgten Irland, Portugal, Spanien und Italien, die relativ rasch nacheinander in finanzielle Schwierigkeiten gerieten und ohne massive Hilfe von außen ihre Probleme nicht mehr zu lösen vermochten. Für alle diese Staaten erwies es sich – ebenso wie für das mehrere Jahrzehnte über seine Verhältnisse lebende Nicht-Euro-Land Großbritannien – als notwendig, zurückzustecken und den Gürtel enger zu schnallen. Dabei war von Anfang an klar, daß die rigide Sparpolitik in diesen Ländern zwar die Schulden verringern, aber gleichzeitig soziale Unruhen hervorrufen und die Chancen auf neues Wachstum zunächst zunichte machen würde.


    Der mit der rigiden Sparpolitik verbundene Niedergang der Wirtschaft brachte zunehmend auch die übrigen nicht zur Euro-Zone gehörenden EU-Staaten in große Schwierigkeiten. So brach das Wachstum der Wirtschaft Rumäniens im Jahre 2011 um 15 Prozent ein, während die Schulden des Landes deutlich zunahmen. Eine ähnliche Entwicklung konnte man in Bulgarien beobachten. Hier führte die EU-konforme Sparpolitik zu einer stetigen Verarmung großer Teile der Bevölkerung, zu massiven, von Gewalt begleiteten Protesten und schließlich zum Rücktritt der konservativ-liberalen Regierung. Die wirtschaftliche Lage der meisten Menschen in Bulgarien ist derart prekär, daß jede Regierung – unabhängig davon, welche Parteien sie tragen – recht schnell in Schwierigkeiten geraten dürfte. Auch der Rückgriff auf Maßnahmen der Verstaatlichung etwa von Unternehmen der Energieversorgung oder anderen wichtigen Sektoren, um die Lage der Bevölkerung zu verbessern, wird unter den derzeitigen Rahmenbedingungen in Europa nicht helfen. Ein derartiges Vorgehen widerspricht nicht nur dem in der Europäischen Union geltenden Grundprinzip des freien Marktes. Es wird auch nicht zum Erfolg führen. In Ungarn war die Schuldenkrise mit einem noch gefährlicheren Problem verknüpft. Hier eroberte nach dem enormen Anstieg der Staatsschulden und dem Rückgang der Wirtschaftsleistung um fast sieben Prozent im Jahre 2009 eine rechtsextreme, nationalistische Partei die Macht. Die neue politische Führung des Landes war trotz der prekären Situation erst nach langen, dramatischen Verhandlungen bereit, Anleihen des Internationalen Währungsfonds (IWF) anzunehmen und die damit verbundenen Auflagen zu akzeptieren.


    Der seit mehr als vier Jahren geführte Streit über die Staatsschuldenkrise der Europäischen Union zeigt deutlich, wie gering die Bereitschaft ist, die Ursachen der Misere zu benennen und die tatsächlichen Rahmenbedingungen politischen Handelns anzuerkennen. Sozialistische Ideologen beherrschen das Feld. Sie orientieren sich eher an Gefühlen und Wünschen, nicht an harten Fakten und der Bereitschaft zu kühlen Analysen. Politische Parteien, einflußreiche gesellschaftliche Gruppen und selbst Staaten beanspruchen Solidarität und vergessen dabei, daß Solidarität keine Einbahnstraße ist. In den Parlamenten, aber auch in den Medien wird fast jeder Ansatz zu einer sachlich korrekten Argumentation in Vorwürfen erstickt. Und die tagespolitische Hektik, die sich in zahlreichen Gipfeltreffen führender Politiker der Europäischen Union, in Sondergipfeln, Sonderräten, informellen Treffen, Kommissionssitzungen äußert, hat bislang nur karge Ergebnisse zugelassen. Der Einfluß längst überholter Ideologien spiegelt sich nicht nur darin wider, daß es den Europäern nicht einmal gelingt, eine klare und differenzierte Definition des Problems zu formulieren. Die in dem täglichen politischen Streit immer wieder sichtbaren ideologischen Fixierungen hindern die Europäer auch daran, eine zielführende Strategie für den Ausweg aus der Krise zu entwerfen. Mit Versprechungen, Absichtserklärungen und der Präsentation von Wünschen, die von unterschiedlichen nationalen Interessen geprägt sind, kommt man nicht zu tragfähigen Lösungen.


    Wenngleich Europa seit mehr als vier Jahren seine Staatsschuldenkrise in den Griff zu bekommen sucht und dennoch keinen bleibenden Erfolg verbuchen kann, hat die Idee des europäischen Einigungswerkes erheblichen Schaden genommen. Die Krise hat sich nicht nur immer tiefer in die Staaten der Währungsunion hineingefressen. Sie verstärkte auch die Spaltung zwischen den Staaten der Euro-Zone und den übrigen Ländern der Union und führte zu einer Vertrauenskrise der Bürger Europas. Selbst so wichtige Institutionen wie die Europäische Zentralbank (EZB), von denen man erwartet hatte, daß sie für ein Europa der Prinzipien, des stabilen Geldes und der Beachtung der geschlossenen Verträge stehen, haben durch ihr rechtswidriges Verhalten beim Kauf von Staatsanleihen stark verschuldeter Länder zu dieser Vertrauenskrise beigetragen. Die Repräsentanten der Europäischen Zentralbank und führende Politiker Europas tun dabei so, als ob das Recht bei der Lösung der Krise beiseite geschoben werden müsse. Vergessen wird dabei, daß die Herrschaft des Rechts (Rule of Law) nicht nur im Selbstverständnis der europäischen Demokratien ein konstitutives Element der Ordnung und ein Kennzeichen der Moderne ist, mit dem die Europäer der restlichen Welt als Vorbild gelten wollen. Ohne die Herrschaft des Rechts kann Demokratie nicht funktionieren. Das Verhalten der europäischen Institutionen und europäischer Regierungen zeigt daher auch, daß die Staatsschuldenkrise letztlich eine Krise des Regierungssystems der europäischen Demokratien ist.


    Im Falle Griechenlands, das de facto aus eigener Kraft längst nicht mehr zahlungsfähig ist und als Staat nur überleben kann, weil es regelmäßig Milliarden von seinen Partnerstaaten in der Europäischen Union und vom Internationalen Währungsfond (IWF) überwiesen bekommt, wird eine Politik der Insolvenz-Verschleppung betrieben, die für alle EU-Staaten schwerwiegende Folgen nach sich ziehen kann. Mit geschönten Rechenwerken und in eine nicht näher definierte Zukunft verlagerten Entscheidungen dem Offenbarungseid zu entgehen, dürfte nicht mehr lange möglich sein. Die auf der Grundlage einer sachlich falschen Analyse der Situation und entgegen den Auflagen des Vertrags von Maastricht dem griechischen Staat zur Verfügung gestellten finanziellen Ressourcen werden letztlich doch abgeschrieben werden müssen. Angesichts der Erfahrungen der vergangenen vier Jahre ist es höchst zweifelhaft, daß Griechenland den politischen Willen aufbringt, weitere Einsparungen vorzunehmen und die geforderten strukturellen Reformen – von der Steuerreform und der Reform der öffentlichen Verwaltung bis zum Gesundheitswesen und zum Energiemarkt – durchzuführen. Auch die Griechenland im November 2012 gewährten zusätzlichen zwei Jahre zur Abmilderung des Spardrucks werden hier nicht weiterhelfen. Ohne die Durchführung der Strukturreformen und substantiellen Investitionen kann eine Gesundung des Landes nicht gelingen. Die anhaltende Rezession dürfte es zusätzlich erschweren, nachhaltige Erfolge zu erzielen. Am Ende werden – wie dies der IWF bereits Anfang Juni 2013 angekündigt hat – Griechenlands europäische Partner kaum um einen Schuldenverzicht herumkommen.


    Während sich die unter den Euro-Rettungsschirm gegangenen Staaten Irland und Portugal bemüht haben, durch eine strenge Sparpolitik und einschneidende Reformen in der Arbeitsmarkt- und Rentengesetzgebung aus der Krise herauszukommen und dabei Erfolge vorweisen können, betonen besonders Spanien und Italien zunehmend ihre Nationalstaatlichkeit. Sie wollen das Reformverlangen, die Auflagen und die Kontrollen nicht akzeptieren. Ihre führenden Politiker verlangen das Geld der weniger stark verschuldeten Länder, wollen aber die Souveränität behalten. Die im Streit über diese Frage verwendete Sprache und die mit ungewöhnlicher Schärfe vorgetragenen Forderungen an die Geberländer verraten, wie weit die Staaten Europas schon auseinander gedriftet sind. Wie hilflos und gleichzeitig aggressiv führende Politiker in Europa über diese Frage argumentieren, belegt die absurde Forderung des von November 2011 bis Ende April 2013 amtierenden italienischen Ministerpräsidenten Mario Monti, die Rechte der nationalen Parlamente in den Staaten der Europäischen Union zu beschneiden, um den Regierungen größeren Handlungsspielraum bei der Lösung der Staatsschuldenkrise zu verschaffen.


    Die politischen Konsequenzen dieser Vorgehensweise werden durchweg mit allerlei Argumenten verteidigt. Sie werden zumeist der Kritik entzogen, indem man sie zur "Staatsräson" hochstilisiert oder als "alternativlos" bezeichnet. Führende Politiker der Europäischen Union zeigen damit nicht nur ihre Geringschätzung demokratischer Strukturen in den einzelnen Ländern. Sie mißachten auch die Bedeutung demokratischer Prozesse und leisten dem Verfall der einst recht pro-europäischen Einstellung der Bürger Vorschub. Dies zeigte sich beispielhaft bei den jüngsten Wahlen am 24./25. Februar 2013 in Italien, wo ein anti-europäisch argumentierender Komiker ein Viertel der Wählerstimmen gewinnen konnte und der frühere Ministerpräsident Silvio Berlusconi, der einige der von Mario Monti eingeführten Reformen wieder rückgängig machen will, im Abgeordnetenhaus die Mehrheitsposition nur knapp verfehlte und im Senat eine Sperrminorität erhielt. Für seine Bereitschaft, sich den wirtschaftspolitischen Fakten zu stellen, wurde Mario Monti dagegen von den Wählern mit gerade einmal zehn Prozent der Stimmen bedacht. Nachdem der Wahlausgang die Bildung einer stabilen Regierung sehr schwierig gemacht hatte, stufte die Rating-Agentur Fitch das Euro-Krisenland Italien prompt in seiner Bonität herab.


    Seit Anfang des Jahres 2013 ist auch um die Rettung des stark verschuldeten Zypern gerungen worden. Es war lange bekannt, daß sich das kleine Land mit seinem überdimensionalen Bankensektor ein höchst problematisches Geschäftsmodell leistete, das über kurz oder lang die Wirtschaft unterminieren mußte. Die EU-Kommission und die Europäische Zentralbank (EZB) ignorierten bereits 2007 beim Eintritt Zyperns in die Euro-Zone alle Schwachstellen (Steuer-Oase, marode Banken, russische Einlagen und das Fehlen eines sinnvollen volkswirtschaftlichen Modells). Die Europäische Zentralbank hat es hingenommen, daß die Notenbank Zyperns Notkredite an Banken ausgab, obwohl alle Fachleute wußten, daß diese Banken nicht nur kurzfristige Liquiditätsprobleme hatten, sondern allein durch die Geldüberweisungen der EZB vor der Zahlungsunfähigkeit bewahrt werden konnten.


    Nach der Abwertung der Bonität des Landes durch die amerikanische Rating-Agentur Moody‘s konnte nicht mehr geleugnet werden, daß es um Zypern ähnlich schlecht stand wie in Griechenland. Zypern verlangte 17,5 Milliarden Euro von seinen EU-Partnern, der EZB und dem IWF, um seine in große Schwierigkeiten geratenen Banken zu stabilisieren. Doch dem Verlangen der Partner nach Strukturreformen und Transparenz gegen Geldwäsche wollte die politische Führung Zyperns nicht nachkommen. Einen ersten Rettungsversuch der EU-Partner, der die Zahlung von 10 Milliarden Euro umfaßte, aber einen Eigenbeitrag Zyperns von ca. 5,8 Milliarden Euro und hierzu die Teilenteignung der Inhaber von Bankkonten einschloß, lehnte das zyprische Parlament am 19. März 2013 ab. Dabei zeigte sich einmal mehr die fatale Neigung mancher europäischer Entscheidungsträger, schwierige Probleme mit Hilfe eines weiteren Tabubruchs lösen zu wollen. Die Absicht der Finanzminister, die Spareinlagen der Bürger zur Verfügungsmasse des Staates zu machen und das Versprechen zu erschüttern, daß Spareinlagen von unter 100.000 Euro garantiert sind, verursachte viel Unruhe weit über Zypern hinaus. Darüber hinaus wurde erneut klar, daß das politische System in Europa mit seinen zahlreichen Akteuren und deren unterschiedlichen Interessen gutes Krisenmanagement zusätzlich erschwert. Ebenso beschämend ist es wohl, daß die Vertreter des Euro-Staates Zypern in Russland um Hilfe bei der Lösung ihrer Probleme nachgesucht haben.


    Im übrigen demonstriert die Tatsache, daß die EZB der Regierung Zyperns im Zuge des Rettungsversuchs ein Ultimatum gestellt hat, wie politisiert diese spezifische Institution der EU ist. Eine Notenbank, die sich – ohne jede demokratische Legitimation – selbst in die Lage bringt, für den Zusammenbruch des Finanzwesens eines Mitgliedstaates verantwortlich zu sein, kann künftig nicht mehr frei entscheiden.


    Zypern konnte aber gleichwohl darauf hoffen, daß es die beantragten finanziellen Mittel aus dem Rettungsfond erhalten würde. Denn die europäischen Regierungen neigten offenbar wie schon in früheren Fällen dazu, ihre eigenen Prinzipien aufzugeben. Die Zyprer pokerten entsprechend hoch, und der drohende Staatsbankrott wurde am 25. März 2013 erst im letzten Moment abgewendet. Obwohl sich die Europäer im März 2011 darauf geeinigt hatten, daß es nur dann Finanzhilfen geben soll, wenn die Pleite eines Landes die gesamte Euro-Zone gefährden würde, hat man im Falle Zypern erneut eine Ausnahme gemacht. Es bleibt dabei unbeachtet, daß ein derartiger Schritt ein besonders heikles Signal an die Finanzmärkte ist – sagt eine derartige Maßnahme doch aus, daß bereits die Probleme des winzigen EU-Staates Zypern, der nur eine Million Einwohner hat und lediglich 0,2 Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP) der EU repräsentiert, die Währungsunion zum Einsturz bringen könnte. Die Europäische Union unterminierte damit zum wiederholten Male die Glaubwürdigkeit jener immer wieder herausgestellten Konditionalität ihrer Rettungsmaßnahmen und wird kaum noch darauf dringen können, die notwendigen Reformen in Portugal, Griechenland, Spanien und Italien einzuklagen. Im übrigen dürften durch die vereinbarte Form der Rettung Zyperns, die Beteiligung der Inhaber von Bankeinlagen über 100.000 Euro, nicht nur zahlreiche Ausländer, sondern auch viele zyprische Unternehmen einen erheblichen Teil ihrer Einlagen verlieren und so der Wirtschaft des Landes großer Schaden zugefügt werden.


    Die ungelöste Staatsschuldenkrise und die problematischen Verhaltensweisen der besonders hoch verschuldeten Länder bremsen schon seit einiger Zeit zunehmend die Beitrittswünsche weiterer EU-Staaten. So überrascht es nicht, daß die Pläne zur Einführung des Euro angesichts der abschreckenden Realität des europäischen Krisenmanagements vor allem in Ungarn, aber auch in Rumänien und Bulgarien auf Eis liegen. Und angesichts der Tatsache, daß in Polen zwei Drittel der Bevölkerung gegen die Einführung des Euro sind, wagte lange Zeit niemand aus dem Kreise der führenden Politiker des Landes, ein konkretes Datum für einen solchen Schritt zu nennen. Der ursprüngliche Zeitrahmen für die Vergrößerung der Euro-Zone ist de facto obsolet geworden. Überdies werden die Auswirkungen der Rezession in zahlreichen EU-Ländern noch lange fühlbar bleiben, zumal bis heute noch niemand sagen kann, ob es gelingt, die Staatsschuldenkrise zu meistern. Lediglich das wirtschaftlich erfolgreiche Lettland zeigt sich von dieser negativen Entwicklung in der Europäischen Union kaum beeindruckt. Die Regierung dieses Landes hat vorgeführt, daß ein strikter Sparkurs, u.a. mit Lohnkürzungen bis zu 30 Prozent, in der Bevölkerung durchsetzbar ist und auf dieser Basis eine prosperierende Wirtschaft aufgebaut werden kann. So ist Lettland am 1. Januar 2014 der Euro-Zone beigetreten, obwohl nur knapp 40 Prozent der Letten für die Gemeinschaftswährung sind. Litauen, das eine ähnliche Wirtschafts- und Finanzpolitik betreibt, wird voraussichtlich am 1. Januar 2015 folgen.


    Wirtschaftskrise


    Nichts kann darüber hinwegtäuschen, daß der Europäischen Union gegenwärtig die Fähigkeit und politische Geschlossenheit fehlt, die für die notwendigen Anpassungen im Bereich der Wirtschaft vorhanden sein müssen. Die Fakten weisen vielmehr darauf hin, daß sich die Europäische Union derzeit auch in einer Wirtschaftskrise befindet, die in ihrem Kern auf der unterschiedlichen Produktivität der einzelnen europäischen Länder beruht. Die Wirtschaftskrise erhält aber nicht nur ihre Dynamik aus der heterogenen ökonomischen Struktur des Staatenverbundes und der unterschiedlichen Finanzkraft der einzelnen Mitgliedsländer. Auch die sehr unterschiedliche Mentalität der Bevölkerungen wiegt schwer. Vor allem unter den Euro-Ländern fehlt oft die Bereitschaft zur Schaffung und Bewahrung einer verläßlichen ordnungspolitischen Einheit. Das Streben nach einem gewissen Freiraum und die Tendenz, politischen Einbindungen und sachlichen Zwängen auszuweichen, ist in vielen Bereichen zu spüren.


    Auf die in Europa herrschende Staatsschuldenkrise angemessen zu reagieren, wird immer schwieriger. Dies liegt nicht nur in den charakteristischen Denkweisen der Menschen und den unterschiedlichen Interessen der einzelnen Mitgliedsstaaten begründet. Es haben sich – als Folge der Krise Europas – auch die Machtverhältnisse innerhalb der Europäischen Union verändert. Dies erlaubt es der Europäischen Union kaum noch, ihre Rolle als Stabilitätsanker wahrzunehmen. In jüngster Zeit gelingt es vielmehr nur selten, eine weit genug reichende gemeinsame Haltung in der Wirtschafts- und Finanzpolitik zu erzielen.


    Bei den bisherigen Versuchen, aus der Krise herauszukommen, ist es nicht einmal gelungen, die von den Regierungen praktizierte Politik des fortgesetzten Rechtsbruchs im Hinblick auf die Europäischen Verträge zu beenden. Die offenen Verletzungen der Europäischen Verträge haben weder den Europäischen Gerichtshof, noch das Europäische Parlament dazu veranlaßt, diese gefährliche Entwicklung zu stoppen. In diesen Zusammenhang gehört auch die äußerst problematische Politik der Europäischen Zentralbank (EZB), indirekt die Staatsschulden einzelner Länder zu finanzieren. Ebenso wenig können sich die Regierungen der EU-Staaten darauf verlassen, daß der von ihnen aufgespannte gewaltige Rettungsschirm (Europäischer Stabilitätsmechanismus = ESM) von 700 Milliarden Euro die internationalen Finanzmärkte dazu bringt, die künftige Zahlungsfähigkeit als gesichert anzusehen. Der schließlich am 8. Oktober 2012 in Kraft getretene Rettungsschirm hebelt lediglich das Grundprinzip der Währungsunion aus, daß jedes Land für seine Schulden selbst verantwortlich ist. Denn es war bereits bei der Bildung der Währungsunion und der Einführung des Euro klar, daß ausufernde Haushaltsdefizite eines Euro-Landes gefährliche Auswirkungen für andere Länder nach sich ziehen und die Währungsunion als ganze erheblich belasten würden. Zwar wurden in die zur Einführung der gemeinsamen Währung notwendigen Verträge gewisse Grenzen für die Verschuldung der einzelnen Länder eingezogen. Doch fehlte es an dem politischen Willen, diese Bestimmungen strikt einzuhalten. Man unterließ es, die Voraussetzungen für eine ausreichende Koordination der Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik einschließlich der notwendigen Mechanismen zur wirksamen Überwachung der Haushaltspolitik der Euro-Länder zu schaffen. Zudem wurde es versäumt, eine Austritts-Klausel in das Vertragswerk aufzunehmen. Um so schlimmer mußte das Fehlverhalten Deutschlands und Frankreichs wirken, als es darum ging, den Stabilitäts- und Wachstumspakt gemäß den politischen Versprechungen und der Regeln des Vertrages von Maastricht zu behandeln. Die Regelung dieses wichtigen Problems geriet den damals Regierenden in Deutschland (Bundeskanzler Gerhard Schröder) und Frankreich (Staatspräsident Jacques Chirac) zu einer Frage der bloßen politischen Opportunität.
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